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P9 TA(2021)0426
Beschiftigungs- und Sozialpolitik des Euro-Wihrungsgebiets 2021

Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 20. Oktober 2021 zu der Beschiftigungs- und Sozialpolitik des
Euro-Wihrungsgebiets 2021 (2021/2062(INI))

(2022/C 184/02)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 2. Juni 2021 mit dem Titel ,Wirtschaftspolitische Koordinierung
im Jahr 2021: Uberwindung von COVID-19, Unterstiitzung der Erholung und Modernisierung unserer Wirtschaft*
(COM(2021)0500),

— unter Hinweis auf das von der Kommission vorgelegte Frithjahrspaket 2021 des Europdischen Semesters:
Sammelbericht gemafd Artikel 126 Absatz 3 (COM(2021)0529),

— unter Hinweis auf die Wirtschaftsprognose der Kommission fiir das Frithjahr 2021, die am 12. Mai 2021 veréffentlicht
wurde ('),

— unter Hinweis auf den OECD-Wirtschaftsausblick, Ausgabe 1, 2021: Vorldufige Ausgabe (3,

— unter Hinweis auf die vom portugiesischen Ratsvorsitz, vom Prisidenten des Européischen Parlaments sowie von
Vertretern der Sozialpartner und Vertretern von Organisationen der Zivilgesellschaft unterzeichnete Erklirung von
Porto zum sozialen Engagement (%),

— unter Hinweis auf die vom Europiischen Rat gebilligte Erkldrung von Porto vom 8. Mai 2021 (),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 10. Juni 2021 zu den Ansichten des Parlaments zur laufenden Bewertung
der nationalen Aufbau- und Resilienzpline durch die Kommission und den Rat (°),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 17. September 2020 mit dem Titel ,Jahrliche Strategie fur
nachhaltiges Wachstum 2021 (COM(2020)0575),

— unter Hinweis auf den vom Rat am 9. Mirz 2021 angenommenen gemeinsamen Beschiftigungsbericht 2021 der
Kommission (%),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 19. Januar 2017 zu einer europdischen Saule sozialer Rechte (),
— unter Hinweis auf die europdische Sdule sozialer Rechte,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 14. Januar 2020 mit dem Titel ,Ein starkes soziales Europa fiir
einen gerechten Ubergang” (COM(2020)0014),

— unter Hinweis auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 27. Mai 2020 mit dem Titel ,Die Stunde Europas — Schiden
beheben und Perspektiven fiir die nichste Generation eroffnen (COM(2020)0456),
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— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/241 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021
zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit (%),

— unter Hinweis auf den vom Ausschuss der Regionen in Auftrag gegebenen Bericht mit dem Titel ,Application of the
principles of partnership and multi-level governance in Cohesion Policy programming 2021-2027“ (Anwendung der
Grundsitze der Partnerschaft und Mehrebenen-Governance im Programmplanungszeitraum 2021-2027 fur die
Kohisionspolitik) (°),

— unter Hinweis auf die jdhrliche Konferenz des Europidischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Europiischen
Semester vom 31. Mai 2021 (%),

— unter Hinweis auf die Entschlieung des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom Februar 2021 mit dem
Titel ,Einbeziehung der organisierten Zivilgesellschaft in die nationalen Aufbau- und Resilienzpline — was funktioniert
und was nicht?“ ('),

— unter Hinweis auf die Erklirung des Vorsitzes des Rates der Europaischen Union, der Kommission und der europdischen
Sozialpartner von 2016 mit dem Titel ,Neubeginn fiir den sozialen Dialog*,

— unter Hinweis auf die Studie der Europdischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen
(Eurofound) vom 23. Marz 2021 mit dem Titel ,COVID-19: Folgen fiir Beschiftigung und Berufsleben® (1),

— unter Hinweis auf die Erhebung von Eurofound vom April 2021 mit dem Titel ,Leben, Arbeiten und COVID-19:
Verschlechterung der psychischen Gesundheit und Vertrauensverlust in der EU* (*%),

— unter Hinweis auf den Sonderbericht 10/2021 des Europdischen Rechnungshofs mit dem Titel ,Gender Mainstreaming
im EU-Haushalt: Auf Worte sollten nun Taten folgen* ('),

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission und des Ausschusses fiir Sozialschutz iiber Langzeitpflege aus dem Jahr
2021 (%),

— unter Hinweis auf den Sonderbericht 09/2018 des Europiischen Rechnungshofs mit dem Titel ,Offentlich-private
Partnerschaften in der EU: Weitverbreitete Defizite und begrenzte Vorteile® (*°),

— unter Hinweis auf den Bericht des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen zu extremer Armut und
Menschenrechten, Olivier De Schutter, nach seinem Besuch bei den EU-Institutionen vom 25. November 2020 bis
29. Januar 2021 (V),

— gestiitzt auf Artikel 54 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten (A9-0274/2021),

A. in der Erwidgung, dass sich die COVID-19-Krise stark, aber in unterschiedlichem Mafle auf die verschiedenen
Mitgliedstaaten, sozialen Gruppen, Wirtschaftszweige und Regionen ausgewirkt hat und hochstwahrscheinlich auch
weiterhin auswirkt und dass die Krise zu einer Zunahme der Armut in der gesamten EU fiihrt; in der Erwagung, dass es
die Schwichsten am hirtesten getroffen hat; in der Erwidgung, dass die Krise verheerende Auswirkungen auf
verschiedene benachteiligte Gruppen hatte und die Arbeitskrifte, die dltere Menschen betreuen, vor eine noch nie
dagewesene Herausforderung gestellt hat; in der Erwigung, dass Frauen im Vergleich zu Minnern sowie junge
Menschen, Geringqualifizierte, Migranten, Menschen mit Behinderungen, Menschen aus benachteiligten Verhiltnissen,
Altere und Beschiftigte mit Zeitvertrigen oder in anderen atypischen Beschéftigungsverhiltnissen sowie Selbststindige
unverhaltnismafig stark getroffen wurden; in der Erwigung, dass einige Unternehmen — insbesondere kleinere und
mittlere Unternehmen (KMU) und Kleinstunternehmen — stark getroffen wurden;
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B. in der Erwidgung, dass laut dem Bericht der Kommission mit dem Titel ,European Economic Forecast. Spring 2021¢
(Wirtschaftsprognose fur Europa — Frithjahr 2021) (') die Wirtschaft in der Union 2021 um 4,2 % und 2022 um
4,4 % wachsen soll; in der Erwdgung, dass die Arbeitslosenquote in der EU fiir 2021 auf 7,6 % und fiir 2022 auf 7 %
geschitzt wird; in der Erwigung, dass diese Quoten nach wie vor iiber dem Vorkrisenniveau liegen;

C. in der Erwdgung, dass die COVID-19-Pandemie einen Schock von historischer Tragweite fiir die Volkswirtschaften in
der Union darstellte und dass 2020 ein Wirtschaftsriickgang von 6,1 % verzeichnet wurde; in der Erwigung, dass sich
die Unternehmen und Verbraucher zwar angepasst haben, um besser mit Ausgangsbeschrinkungen umgehen zu
konnen, einige Wirtschaftszweige, wie der Tourismus und personennahe Dienstleistungen, jedoch weiterhin
Schwierigkeiten haben;

D. in der Erwidgung, dass es fiir ein aktives Altern und mehr Solidaritdt zwischen den Generationen wichtig ist,
Altersdiskriminierung zu bekdmpfen und Hindernisse fiir Seniorinnen und Senioren zu beseitigen, die nach dem
Erreichen des reguldren Renteneintrittsalters weiterhin freiwillig arbeiten mochten;

E. in der Erwidgung, dass durch die Zunahme der Ungleichheit in den Gesellschaften in der Union wihrend der
COVID-19-Krise gefdhrliche gesellschaftliche Trends beschleunigt wurden, durch die ein Klima der Spaltung, Belastung
und Enttduschung geschaffen werden konnte, das dazu fiihrt, dass das Wohlergehen aller Mitglieder der Gesellschaft,
nicht nur der Bediirftigen, sinkt; in der Erwidgung, dass der Abbau von Ungleichheiten eine entscheidende
Voraussetzung fiir die Verwirklichung von Nachhaltigkeit und Wohlergehen fiir alle Menschen ist, da Ungleichheit
schadliche Auswirkungen auf die Gesamtleistung der Gesellschaften in Bezug auf wichtige Indikatoren fiir das
Wohlergehen wie die psychische und korperliche Gesundheit und das Vertrauen in demokratische Institutionen sowie
auf den sozialen Frieden und die Sicherheit hat; in der Erwdgung, dass die Sozialschutzsysteme enorm unter Druck
stehen, die sozialen Auswirkungen der Krise abzufedern und fiir menschenwiirdige Lebensbedingungen und den
Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen wie Gesundheit, Bildung und Wohnraum fir alle zu sorgen;

F. in der Erwdgung, dass die Staats- und Regierungschefs der Union auf dem Sozialgipfel in Porto am 7. und 8. Mai 2021
die europdische Siule sozialer Rechte als grundlegenden Aspekt der Erholung nach der Krise anerkannt und in der
Erkldrung von Porto hervorgehoben haben, dass sie entschlossen sind, deren Umsetzung auf der Ebene der Union und
der Mitgliedstaaten weiter zu vertiefen;

G. in der Erwidgung, dass junge Menschen den stirksten Riickgang bei der Beschiftigung (**) erlebt haben und ihnen
Moglichkeiten aufgrund fehlender Ausbildungs- oder Praktikumsmoglichkeiten abhandenkamen; in der Erwigung, dass
Arbeitnehmer in prekdren Beschiftigungsverhiltnissen in einigen Mitgliedstaaten besonders stark von Arbeits-
platzverlusten aufgrund der Pandemie betroffen waren und dass es ihnen an Sozialschutz mangelte; in der Erwagung,
dass mehr Investitionen in bezahlbare, zugingliche, inklusive und hochwertige Berufsbildung erforderlich sind, damit
alle tiber die richtigen Kompetenzen und Qualifikationen verfiigen, einschlieflich derjenigen, die fiir den 6kologischen
und den digitalen Wandel erforderlich sind; in der Erwdgung, dass es eine der Hauptpriorititen ist, dafur Sorge zu
tragen, dass keine weitere ,verlorene Generation“ junger Menschen entsteht; in der Erwégung, dass eine Politik, die die
Ungleichheit zwischen den Generationen verstirkt, die Nachhaltigkeit der Sozialsysteme und der Demokratie in der
Union beeintrichtigt;

H. in der Erwégung, dass die Digitalisierung des Arbeitsmarkts eine Chance darstellt und die Union deren Vorteile nutzen
sollte, wobei gleichzeitig dafiir zu sorgen ist, dass Telearbeit und flexible Arbeitszeiten nicht zu Verstofen gegen die
Arbeitnehmerrechte fithren;

I. in der Erwidgung, dass Kurzarbeitsregelungen, die in Krisenzeiten aktiviert werden konnen und die strukturelle
Anpassung der Volkswirtschaften und der Personalstirke ermdglichen, von zentraler Bedeutung sein werden; in der
Erwidgung, dass durch die starke Einbeziehung der Sozialpartner verhindert werden konnte, dass infrage kommende
Betriebe die Regelung nicht in Anspruch nehmen; in der Erwigung, durch das diese Programme zur Arbeitsplatzer-
haltung die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt abgefedert wurden und werden und dass schdtzungsweise 5,6 % der
Erwerbsbevolkerung im Februar 2021 als Reaktion auf die jiingsten voriibergehenden Betriebsschliefungen abgedeckt
waren, was einen Anstieg im Vergleich zum Wert von etwa 5 % im Oktober 2020 bedeutete (*°);

J. in der Erwégung, dass die Pandemie deutlich gezeigt hat, dass der integrierten Pflege mit dem Schwerpunkt auf der
Erbringung hochwertiger Dienstleistungen tiber den gesamten Lebenszyklus hinweg groffe Bedeutung zukomm,
insbesondere in Bezug auf die Pflege von Kindern, Menschen mit Behinderungen, gefihrdeten Personen und élteren
Menschen; in der Erwiagung, dass Frauen wihrend der Ausgangsbeschrinkungen den groften Teil der unbezahlten
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Arbeit erbrachten, obwohl sich die Manner mehr als zuvor an der Hausarbeit beteiligten (*!) (Frauen widmeten
18,4 Stunden in der Woche dem Kochen und der Hausarbeit, im Vergleich zu 12,1 Stunden bei Minnern, wahrend
Frauen vor der Pandemie 15,8 Stunden und Minner 6,8 Stunden fiir diese Aufgaben aufwandten); in der Erwigung, dass
der Personalmangel in der Gesundheits- und Pflegebranche, mit dem einige Mitgliedstaaten bereits vor der Pandemie
konfrontiert waren (*), durch fehlende Investitionen und/oder fehlende Vorwegnahme des demografischen Wandels
moglicherweise durch die Krise noch verschirft wurde, was auch auf den enormen Arbeitsdruck und psychische
Belastung infolge der Pandemie zuriickzufithren ist (*}); in der Erwédgung, dass die Sozialpartner im Gesundheits- und
Sozialwesen eine Reihe von Verbesserungen bei der Erbringung von Gesundheits- und Sozialdienstleistungen fordern,
damit Resilienz und Vorsorge sichergestellt sind (24);

K. in der Erwdgung, dass der Rechnungshof darauf hingewiesen hat, dass im Haushaltszyklus der EU die Gleichstellung der
Geschlechter nicht angemessen beriicksichtigt wurde; in der Erwdgung, dass der Rechnungshof der Kommission
empfohlen hat, zu bewerten und dariiber Bericht zu erstatten, ob die Gleichstellung der Geschlechter mit den Aufbau-
und Resilienzplinen der Mitgliedstaaten gefordert wird; in der Erwdgung, dass das Aufbauinstrument ,NextGeneratio-
nEU* auf den 6kologischen und den digitalen Wandel ausgerichtet ist, wodurch es hauptsichlich mannlich dominierte
Wirtschaftszweige und Berufsgruppen betrifft;

L. in der Erwigung, dass mit Blick auf die soziale Dimension der Aufbau- und Resilienzfazilitit (ARF) in der
ARF-Verordnung das allgemeine Ziel der Forderung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenbhalts
vorgesehen ist, das erreicht werden soll, indem die Widerstandsfihigkeit, die Krisenvorsorge, die Anpassungsfihigkeit
und das Wachstumspotenzial der Mitgliedstaaten verbessert werden, die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen
der Krise abgemildert werden, zur Umsetzung der europdischen Sdule sozialer Rechte und zur sozialen Aufwirtskon-
vergenz beigetragen wird, ein nachhaltiges Wachstum wiederhergestellt und geférdert wird und die Schaffung von
hochwertigen Arbeitsplitzen gefordert wird;

M. in der Erwidgung, dass weltweite Herausforderungen wie die Digitalisierung und die Bekdmpfung des Klimawandels
unabhingig von der COVID-19-Krise fortbestehen und einen gerechten Ubergang erfordern, damit niemand aufler Acht
gelassen wird; in der Erwdgung, dass laut dem jiingsten Bericht des Weltklimarats beim Klimawandel, der globalen
Erwidrmung und dem Verlust an biologischer Vielfalt eine exponentielle Beschleunigung zu verzeichnen ist; in der
Erwidgung, dass die Unionsbirgerinnen und Unionsbiirger und die Arbeitnehmer in der EU die Folgen der
Verschlechterung des Klimas und extremer Wetterereignisse intensiver und haufiger als zuvor zu spiiren bekommen; in
der Erwagung, dass die Dekarbonisierungsziele fiir 2030 angehoben wurden, um CO,-Neutralitit bis 2050 zu erreichen;
in der Erwigung, dass stirkere Bemithungen im Rahmen von Maffnahmen fiir den Klimaschutz und zur Anpassung an
den Klimawandel eine tiefgreifende Umgestaltung der Volkswirtschaften und Arbeitsmirkte der Union und der
Mitgliedstaaten erfordern wiirden;

N. in der Erwdgung, dass das spezifische Ziel der Aufbau- und Resilienzfazilitit darin besteht, den Mitgliedstaaten
finanzielle Unterstiitzung zu leisten, damit sie die in ihren nationalen Aufbau- und Resilienzplinen festgelegten
Etappenziele und Zielvorgaben fiir ihre Reformen und Investitionen erreichen konnen; in der Erwagung, dass dies
bedeutet, dass simtliche in den Planen vorgesehenen Mafinahmen (einschlieflich der Investitionen in den Bereichen
Digitalisierung und Umwelt) sowie die vereinbarten Reformen zu den Grundsitzen der europdischen Siule sozialer
Rechte, der Schaffung hochwertiger Arbeitspliatze und der sozialen Aufwirtskonvergenz beitragen miissen; in der
Erwidgung, dass Maflnahmen, die nicht zu diesen sozialen Zielen beitragen, nicht mit den Anforderungen der
Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit im Einklang stehen;

O. in der Erwdgung, dass die nationalen Pline gemifl Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitit mit den einschlagigen linderspezifischen Herausforderungen und Priorititen, die im Rahmen des
Europdischen Semesters ermittelt wurden, sowie fiir Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist, mit den
Herausforderungen und Priorititen, die in der jingsten Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des
Euro-Wihrungsgebiets ermittelt wurden, im Einklang stehen miissen;

P. in der Erwidgung, dass sozial nachhaltige Reformen jene sind, die auf Solidaritat, Integration, sozialer Gerechtigkeit, einer
gerechten Wohlstandsverteilung, der Gleichstellung der Geschlechter, einem offentlichen Bildungswesen hoher Qualitat
fur alle, hochwertiger Beschaftigung und nachhaltigem Wachstum beruhen — ein Modell, das Gleichberechtigung und
Sozialschutz sicherstellt, benachteiligte Gruppen stirkt, Teilhabe und Biirgerschaft fordert und die Lebensbedingungen
aller verbessert;
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Q. in der Erwidgung, dass die COVID-19-Krise den digitalen Wandel der Volkswirtschaften der Union und der
Mitgliedstaaten und die Entwicklung neuer Arbeitsmethoden beschleunigt hat; in der Erwagung, dass die Arbeitnehmer
und die Gesellschaft von der Digitalisierung, Robotisierung, Automatisierung und von kiinstlicher Intelligenz profitieren
miissen, indem die Arbeitsbedingungen und die Lebensqualitit verbessert, eine gute Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben sichergestellt und bessere Beschiftigungsmaglichkeiten geschaffen werden und zur soziodkonomischen
Konvergenz beigetragen wird;

1. weist erneut darauf hin, dass die Union gemafS den Vertrdgen verpflichtet ist, auf die nachhaltige Entwicklung der
Union auf der Grundlage eines ausgewogenen Wirtschaftswachstums und von Preisstabilitdt, auf eine in hohem Mafle
wettbewerbsfdhige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschiftigung, gesunde und sichere Arbeitsumfelder und
-bedingungen und sozialen Fortschritt abzielt, sowie auf ein hohes Maf§ an Umweltschutz und Verbesserung der
Umweltqualitdt hinzuwirken, den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt zu fordern, Armut und Ungleichheit,
soziale Ausgrenzung und Diskriminierung zu bekdmpfen und die soziale Aufwirtskonvergenz, die soziale Gerechtigkeit
und den sozialen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und Mannern, die Solidaritdt zwischen den Generationen und den
Schutz der Rechte des Kindes und von Menschen mit Behinderung zu férdern; betont nachdriicklich, dass diese Ziele die
ibergeordneten Prioritdten der EU-Strategie fiir langfristiges, nachhaltiges Wachstum im Einklang mit den Zielen der
Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung, der europdischen Siule sozialer Rechte und des Griinen Deals sein und als
Grundlage fiir die Aufbau- und Resilienzpline der Mitgliedstaaten dienen miissen; fordert die Kommission auf, die
Angleichung des Europdischen Semesters an diese Ziele und Strategien sicherzustellen und dadurch das Europdische
Semester zu einem wirklich umfassenden Instrument zu machen;

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, das Potenzial der allgemeinen Ausweichklausel, des neuen mehrjdhrigen Finanzrah-
mens und von NextGenerationEU in vollem Umfang zu nutzen, um Unternehmen, die sich in Schwierigkeiten befinden und
denen es an Liquiditdt mangelt, zu unterstiitzen, insbesondere durch eine Verbesserung des Zugangs zu Finanzierung fiir
KMU, den Schutz der Arbeitsplitze und -bedingungen von in der EU arbeitenden Menschen sowie die Unterstiitzung von
Unternehmen und Arbeitnehmern im Zuge des 6kologischen und des digitalen Wandels;

3. betont, dass die Wirtschaftspolitik nicht ausschlieflich aus rein makrookonomischer Perspektive beurteilt werden
kann, die sich an den herkommlichen Indikatoren Wachstum, Schulden, Defizit und Beschiftigungsquote orientiert, und
dass sie die Ursachen des langfristigen wirtschaftlichen und sozialen Ungleichgewichts angehen sollte; besteht darauf, dass
die Basis des Europaischen Semesters ein integrierter Ansatz sein muss, in dem der Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik
die gleiche Bedeutung zukommt; ist der Ansicht, dass auch die Klimapolitik einen hohen Stellenwert erhalten muss; fordert,
dass durch das Europdische Semester die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten sichergestellt wird, damit sie sich
allesamt in die gleiche Richtung — hin zu einer klimaneutralen und digitaleren Wirtschaft — entwickeln, ohne jemanden
aufler Acht zu lassen, sowie einen strukturellen Wandel zugunsten von sozialem Fortschritt, nachhaltiger Entwicklung und
Wohlergehen herbeizufithren; erachtet es als sehr wichtig, die Auswirkungen der Wirtschaftspolitik zu beriicksichtigen,
damit keine negativen sozialen Folgen und negativen Auswirkungen auf den sozialen Zusammenhalt, auch auf viele
schutzbediirftige Gruppen, und folglich auf die Demokratie in der Union und das europiische Aufbauwerk entstehen;

4. begriifft das Bekenntnis der Staats- und Regierungschefs der Union zur Umsetzung der europiischen Siule sozialer
Rechte und zu den drei neuen, bis 2030 zu verwirklichenden Kernzielen; fordert die Kommission auf, dafir Sorge zu
tragen, dass der Aktionsplan zur Umsetzung der européischen Saule sozialer Rechte durch konkrete Schritte und Ergebnisse
rasch und konsequent umgesetzt wird, und sicherzustellen, dass jeder Vorschlag die Erwartungen erfillt und das damit
verbundene Ziel erreicht wird; fordert, dass die Indikatoren die sozialen Risiken abdecken, die sich aus den Auswirkungen
der Pandemie auf Wirtschaft, Beschiftigung und Gesundheit ergeben und die der 6kologische und der digitale Wandel fiir
Menschen und Beschiftigte mit sich bringen kann; stellt fest, dass die Uberwachung der Einhaltung der Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung und das neue sozialpolitische Scoreboard eine umfassendere Uberwachung dieser Risiken erméglichen, jedoch
ohne klare Zielvorgaben fur die Messung der Auswirkungen der Mafinahmen der EU; unterstiitzt eine ambitionierte Agenda
fiir eine starke, nachhaltige und inklusive wirtschaftliche und soziale Erholung und Modernisierung, die mit einer Stirkung
des europiischen Sozialmodells einhergeht, damit alle Menschen vom okologischen und vom digitalen Wandel profitieren
und in Wiirde leben konnen; fordert die Mitgliedstaaten auf, ambitionierte nationale Ziele festzulegen, mit denen unter
gebithrender Beriicksichtigung der Ausgangslage jedes Landes ein angemessener Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der
Union geleistet wird;

5. fordert die Kommission auf, aus dieser Krise die entsprechenden Lehren zu ziehen und auf die Schaffung eines
verbesserten zukunftsfahigen Governance-Systems in der EU hinzuarbeiten, das auf Solidaritit, sozialer Gerechtigkeit und
Integration, einer gerechten Wohlstandsverteilung, der Gleichstellung der Geschlechter, hochwertigen offentlichen
Dienstleistungen einschlieRlich eines offentlichen, universellen und hochwertigen Bildungssystems, hochwertiger
Beschiftigung und nachhaltigem Wachstum beruht; fordert die Kommission auf, vor ihrer Entscheidung iiber die
Deaktivierung der allgemeinen Ausweichklausel nicht nur eine Gesamtbewertung des Wirtschaftszustands anhand
quantitativer Kriterien vorzunehmen, sondern auch eine Bewertung zu beriicksichtigen, in der die zugrunde liegenden
Ungleichheiten sowie die Lage der betroffenen Mitgliedstaaten in den Bereichen Beschiftigung, Soziales und Gesundheit
angemessen zum Ausdruck kommen; vertritt die Auffassung, dass die Uberpriifung des Rahmens fiir die wirtschafts-
politische Steuerung der EU moglichst vor der Deaktivierung der allgemeinen Ausweichklausel erfolgen sollte;
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6.  weist erneut darauf hin, dass bestimmte politische Entscheidungen und fiskalpolitische Mafnahmen im Zuge der
Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008 moglicherweise dazu gefiihrt haben, dass die Gesundheits- und Sozialsysteme in
einigen Mitgliedstaaten nicht angemessen fiir die Pandemie geriistet waren; betont, dass zusitzliche Kriterien erforderlich
sind, insbesondere solche, die dem Erfordernis nachhaltiger offentlicher, sozialer und umweltbezogener Investitionen und
der Wirtschaftstdtigkeit des offentlichen Sektors Rechnung tragen und mit denen der soziale Fortschritt auf dem Weg zur
Umsetzung der europiischen Siule sozialer Rechte in den Mitgliedstaaten vorangetrieben wird; ist der Ansicht, dass das
Erreichen der Wirtschaftstitigkeit auf Vorkrisenniveau alleine moglicherweise nicht zur Konsolidierung einer nachhaltigen
Erholung ausreicht; betont, dass die aktuellen Instrumente moglicherweise nicht ausreichen, das Risiko einer
wirtschaftlichen Stagnation, zunehmender Ungleichheit und eines sozialen und territorialen Gefilles zu beseitigen;

7. stellt fest, dass durch die COVID-19-Pandemie das Wohlbefinden aller in der EU und insbesondere der gefihrdeten
Bevolkerungsgruppen beeintrichtigt wurde; weist erneut darauf hin, dass die Prasidentin der Kommission zugesichert hat,
Nachhaltigkeit, soziale Inklusion und das Wohlergehen der Biirgerinnen und Biirger ins Zentrum der Wirtschaftspolitik der
Union zu riicken (¥); vertritt die Auffassung, dass dies von wesentlicher Bedeutung ist, damit die Union auch kiinftig die
fortschrittlichsten Sozialsysteme der Welt hat, Europa der erste klimaneutrale Kontinent wird und ein dynamisches Zentrum
fur Innovation und wettbewerbsfahiges Unternehmertum ist; weist darauf hin, dass sich die sozialen, wirtschaftlichen und
territorialen Ungleichheit zwischen den und in den Mitgliedstaaten im vergangenen Jahrzehnt vertieft haben; fordert die
Kommission auf, soziale und 6kologische Ungleichgewichte in ihre Analyse im Rahmen des Semesters einzubeziehen;
fordert die Mitgliedstaaten auf, sich an der Uberpriifung der Haushaltsregeln der EU zu beteiligen, um nachhaltige, soziale
und wachstumsfordernde soziale Investitionen zu férdern und gleichzeitig die Nachhaltigkeit der 6ffentlichen Finanzen und
robuste Sozialsysteme aufrechtzuerhalten;

8. weist erneut darauf hin, dass der Angemessenheit und Nachhaltigkeit der Sozialschutzsysteme in den Mitgliedstaaten
grofle Bedeutung zukommt; nimmt das G20-Kommuniqué vom 9. und 10. Juli 2021 und das Bekenntnis der G20 zu einem
wirksamen globalen Mindeststeuersatz zur Kenntnis, das in der Erklirung zur Zwei-Sdulen-Losung fiir die steuerlichen
Herausforderungen der Digitalisierung der Wirtschaft zum Ausdruck gebracht wird, die am 1. Juli 2021 vom inklusiven
Rahmen der OECD und der G20 gegen Gewinnverkiirzung und Gewinnverlagerung (BEPS) veroffentlicht wurde; sieht dem
Vorschlag der Kommission erwartungsvoll entgegen, wie das internationale Ubereinkommen in Unionsrecht umgesetzt
werden soll, um aggressive Steuerplanung zu verhindern und um fiir Gerechtigkeit gegeniiber der Mittelschicht und den
arbeitenden Menschen in der EU zu sorgen;

9.  stellt fest, dass der Zugang zu unentbehrlichen Dienstleistungen wie Wasser und Energie von entscheidender
Bedeutung ist, um die soziale Inklusion und grundlegende Gesundheitsstandards sicherzustellen; fordert Unterstiitzungs-
mafinahmen, um im Rahmen der Ausfithrung des Aktionsplans zur Umsetzung der europdischen Siule sozialer Rechte den
uneingeschrankten Zugang zu unentbehrlichen Dienstleistungen sicherzustellen; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, konkrete Vorschlidge vorzulegen, um das Problem der Energiearmut im Rahmen der im Griinen
Deal festgelegten Ziele der Union angemessen anzugehen und die Energiemirkte zu bewerten, damit die steigenden
Energiepreise keine abtraglichen Auswirkungen auf die Wettbewerbsfihigkeit der KMU und die Haushalte zeitigen;

10.  unterstreicht, dass gut durchdachte Systeme der Besteuerung des Faktors Arbeit von wesentlicher Bedeutung sind,
um fur ein hohes Niveau des Schutzes von Arbeitnehmern vor Risiken und Krankheit und fur die Zahlung von Renten zu
sorgen; ist der Ansicht, dass die Steuersysteme so gestaltet werden sollten, dass Ungleichheit verringert und Gerechtigkeit
gefordert wird und die Haushalte geschiitzt werden, und dass sie ausgewogen sein sollten, um die Systeme gerechter und
effizienter zu gestalten; betont, dass dieses offentliche Einkommen zur Finanzierung zentraler Priorititen und zur
Bewiltigung haushaltspolitischer Herausforderungen der Mitgliedstaaten verwendet werden und zur langfristigen
Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen beitragen konnte, auch durch Verbesserung des Schutzniveaus und der
Angemessenheit der Krankenversicherungs- und Sozialschutzsysteme fiir alle und durch Sicherstellung ihrer langfristigen
Finanzierung; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, konkrete Manahmen gegen Steuervermeidung und
Steuerbetrug zu ergreifen, um so einen wichtigen Beitrag zum Abbau der wirtschaftlichen Ungleichheit und zur
Verbesserung des Steueraufkommens in den Mitgliedstaaten zu leisten;

11.  betont, dass die bessere Einbezichung sozialer Ziele, des sozialen Fortschritts, des Wohlergehens und der
Nachhaltigkeit in alle Mafnahmen der EU, insbesondere in die Haushaltsplanung, wichtig ist, um damit die Kohdrenz der
offentlichen Ausgaben und Investitionen mit den sozialen und 6kologischen Zielen sicherzustellen und mogliche soziale
Auswirkungen von Haushaltsentscheidungen zu erkennen; fordert die Kommission auf, Nachhaltigkeit und Wohlergehen in
die jdhrliche Nachhaltigkeitsstrategie und die lianderspezifischen Empfehlungen zu integrieren und die sozialen
Auswirkungen der politischen Mafnahmen der EU in ihrer Folgenabschitzung in herausgehobener Weise zu
beriicksichtigen; betont, dass der Stirkung eines umfassenden und integrierten Rahmens innerhalb des europiischen
Semesters unter besonderer Beriicksichtigung der am stirksten gefihrdeten und marginalisierten Bevolkerungsgruppen
grofle Bedeutung zukommt;

(*)  https:/[ec.europa.eu/commission/presscorner/detailfenfip_19_6770?utm_campaign=58ca6a2173a6a3222e01b7f2&utm_
content=5df9bbf40f09e4000147a897 &utm_medium=smarpshare&utm_source=generic
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12.  betont, dass die COVID-19-Krise Liicken beim Zugang zu sozialem Schutz aufgezeigt hat und dass es deshalb
wichtig ist, eine groflere Widerstandsfahigkeit zu fordern, indem beispielsweise die Angemessenheit und das Schutzniveau
der Mindesteinkommensregelungen und Renten verbessert und die Leistungsvoraussetzungen gelockert werden;

13.  erkldrt sich besorgt angesichts von Uberschuldung aufgrund der Pandemie und ihrer wirtschaftlichen und sozialen
Folgen und betont, dass die Menschen und KMU davor geschiitzt werden miissen, in die Uberschuldungsfalle zu geraten;
fordert eine weitere Verbesserung der Dienstleistungen zur Schuldenberatung und zum Schutz vor Schulden sowie durch
die Vermittlung von Finanzwissen; ist der Ansicht, dass KMU, Arbeitnehmer und Haushalte in der Union unterstiitzt werden
sollten, wenn es um die in der Mitteilung der Kommission vom 2. Juni 2021 erwihnten notleidenden Kredite geht; weist
darauf hin, dass die Aufbau- und Resilienzfazilitit die Moglichkeit er6ffnet, die Erholung durch zusitzliche Investitionen
und Reformen in dieser Hinsicht zu unterstiitzen; betont, dass der Einfilhrung von politischen Instrumenten grofSe
Bedeutung zukommt, um Haushalten mit niedrigem Einkommen, die Schwierigkeiten haben, ihre Rechnungen zu bezahlen
und mit ihren Einktinften auszukommen, dabei zu helfen, die Auswirkungen der Pandemie zu tiberstehen und nicht in die
Armutsfalle zu geraten;

Europiischer Governance-Rahmen 2022 fiir Nachhaltigkeit, soziale Inklusion und das Wohlergehen der Menschen

14.  ist der Ansicht, dass sein Vorschlag fiirr die Annahme eines Pakts fiir nachhaltiges Wohlergehen und sozialen
Fortschritt, der im Sinne der Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen fir nachhaltige Entwicklung eine
Verpflichtung zu sozialen Zielen und Nachhaltigkeitszielen enthalt, vor dem Hintergrund der Aufbau- und Resilienzplane,
in die Hohe schnellender offentlicher Schuldenstinde und der anstechenden Reform des Stabilitdts- und Wachstumspakts
und des Prozesses des Europdischen Semesters wichtiger ist denn je; stellt fest, dass sich das Nachhaltigkeitsziel 8, das
nachhaltiges Wachstum, Beschiftigung und menschenwiirdige Arbeit umfasst, in dieser Hinsicht als Triebfeder fiir die
gesamte Agenda 2030 der Vereinten Nationen erwiesen hat;

15.  vertritt die Auffassung, dass durch ein intelligentes, nachhaltiges und inklusives Wachstum mittelfristig eine
nachhaltige Haushaltspolitik sichergestellt werden muss und dass die Wirtschafts- und Sozialpolitik der EU auf eine lang
anhaltende Erholung hinarbeiten muss, damit die Volkswirtschaften und Gesellschaften in der Union nachhaltiger,
widerstandsfahiger, inklusiver werden und fir den 6kologischen und den digitalen Wandel besser geriistet sind; betont in
diesem Zusammenhang, dass die Umsetzung des Aktionsplans zur europdischen Siule sozialer Rechte dazu beitragen
diirfte, die soziale Tragweite in allen Politikbereichen der Union zu starken, und so ein inklusiver Aufschwung sichergestellt
sein diirfte;

16.  betont, dass eine verstirkte wirtschafts- und sozialpolitische Steuerung unter den Mitgliedstaaten, insbesondere eine
groflere Konvergenz bei den Steuervorschriften, eine treibende Kraft fiir den Aufschwung wire;

17.  stimmt den Staats- und Regierungschefs der Union mit Blick auf die wirtschafts- und sozialpolitische Steuerung der
EU zu, dass es einer regelmifSigen Bewertung der Fortschritte bei den bis 2030 zu verwirklichenden Kernzielen und der
Aufwirtskonvergenz auf hochster politischer Ebene bedarf (*%); vertritt die Auffassung, dass die Arbeits- und Sozialminister
und die Wirtschafts- und Finanzminister im Rahmen eines Governance-Uberpriifungsverfahrens gleichermafen einbezogen
werden sollten, um den wirtschaftlichen und sozialen Aspekten sowie den Beschiftigungsfragen im Rahmen des
Mechanismus des Europdischen Semesters einen gleich hohen Stellenwert einzurdumen; teilt die Einschatzung des Rates,
dass die Umsetzung der europdischen Siule sozialer Rechte die Bemithungen der Union um einen digitalen, 6kologischen
und fairen Ubergang verstirken und einen Beitrag zur Verwirklichung der sozialen und wirtschaftlichen Aufwirtskon-
vergenz sowie zur Bewaltigung der demografischen Herausforderungen leisten wird und dass die soziale Dimension, der
soziale Dialog und die aktive Einbeziehung der Sozialpartner schon immer im Mittelpunkt einer in hohem Mafle
wettbewerbsfahigen sozialen Marktwirtschaft standen; ist der Ansicht, dass das sozialpolitische Scoreboard als Teil des
Rahmens fiir die politische Koordinierung des Europdischen Semesters erneuert werden muss, damit Fortschritte in diesen
Bereichen nachverfolgt und das Scoreboard an die Lage nach der Pandemie angepasst und mit der Aufbau- und
Resilienzfazilitit in Einklang gebracht werden kann;

18.  betont, dass ein politischer Denkansatz und ein ordnungspolitisches Konzept mit dem Ziel, die Menschen und ihr
Wohlergehen in den Mittelpunkt der Politik und der Entscheidungsfindung zu stellen, von grundlegender Bedeutung fiir die
Zukunft der Europdischen Union sind; fordert die Kommission diesbeziiglich auf, einen umfassenden Vorschlag vorzulegen,
in dem eine Reihe von spezifischen sozialen, 6kologischen und wirtschaftlichen Zielen genau beschrieben wird, die die
einschldgigen internationalen und eigenen Verpflichtungen der EU abbilden, die sich unter anderem aus der Entschliefung
des Europiischen Parlaments vom 17. Dezember 2020 zu einem starken sozialen Europa fiir gerechte Ubergéinge (), den
Nachhaltigkeitszielen der Vereinten Nationen, dem Ubereinkommen von Paris, dem Ziel des Européischen Klimagesetzes, bis
2050 Treibhausgasneutralitit zu erreichen, und damit verbundenen Zwischenzielen, der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union, der europiischen Siule sozialer Rechte und der Verpflichtung zur Beseitigung der Armut in
Europa bis 2050 durch ein EU-Gesetz zur Armutsbekdmpfung ergeben;

(*)  https:/|www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/05/08 the-porto-declaration|
(¥)  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0371.
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19.  erachtet es als erforderlich, die Erklirung tiber einen Neubeginn fiir den sozialen Dialog von 2016 wieder
aufzugreifen und die Moglichkeiten zur Einbeziehung der Sozialpartner in die bisher unzulingliche Governance des
Europdischen Semesters zu priifen, damit sich auch die Beschiftigten und Unternehmen die Reformziele zu eigen machen
und insofern ihre Verwirklichung vorangebracht wird;

20.  begriifft den gemeinsamen Vorschlag der europiischen Sozialpartner fur eine Reihe alternativer Indikatoren zur
Messung der Fortschritte bei der Wirtschafts-, Sozial-, Umwelt- und Klimapolitik, die das BIP als Wohlstandsindikator fiir
inklusives und nachhaltiges Wachstum erginzen; vertritt die Auffassung, dass das sozialpolitische Scoreboard zusitzliche
Indikatoren umfassen muss, bei denen die Tendenzen und Ursachen der Ungleichheit vollstindig beriicksichtigt werden; hlt
es fiir wichtig, die Interessen der am starksten gefahrdeten und marginalisierten Mitglieder der Gesellschaft in der Union bei
diesem Verfahren zu beriicksichtigen; betont, dass die Sozialpartner an der Entscheidungsfindung fiir die Einfihrung
strategischer Mafnahmen, die auf die Erholung ausgerichtet sind, beteiligt sein miissen; vertritt die Auffassung, dass durch
Mafinahmen, die in diesem Zusammenhang ergriffen werden, die Autonomie der Sozialpartner nicht beeintrichtigt werden
darf;

21.  hebt hervor, dass die sozialen Auswirkungen von Umweltzerstorung und Klimawandel gemessen werden miissen;
fordert, dass das Recht auf Gesundheit und auf eine gesunde Umwelt auf Unionsebene gewihrleistet wird, da dieses Recht
entscheidend dafiir ist, die meisten anderen Grundrechte (z. B. Essen, Wohnung und Arbeit) tatsichlich in Anspruch
nehmen zu kénnen und einen inklusiven Ubergang zu bewerkstelligen;

Arbeitsplitze nicht mehr nur schiitzen, sondern neue umweltvertrigliche, digitale und hochwertige Arbeitsplitze
schaffen — eine ambitionierte sozialpolitische Agenda der Union ist notwendig

22.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, daftir zu sorgen, dass die Gewerkschaften Zugang zu den
Arbeitsstitten und zu den Arbeitnehmern selbst erhalten, auch dort, wo die Arbeit digital ausgefithrt wird; betont, dass
sichergestellt werden muss, dass alle Arbeitnehmer, auch in der digitalen Wirtschaft, das Recht auf Tarifverhandlungen und
auf kollektive Mafinahmen haben;

23.  teilt die Einschatzung der Staats- und Regierungschefs der Union, dass es aufgrund zunehmender Arbeitslosigkeit
und Ungleichheit infolge der Pandemie wichtig ist, Mittel dort einzusetzen, wo sie am dringendsten benétigt werden, um die
Volkswirtschaften der Union zu stirken, und die politischen Bemithungen der Union auf den gleichberechtigten Zugang zu
hochwertigen Dienstleistungen zur Verbesserung der Chancengleichheit sowie auf die Schaffung und Verbesserung
hochwertiger Arbeitsplatze, auf Unternehmertum, Weiterbildung und Umschulung und auf die Verringerung von Armut
und Ausgrenzung auszurichten; betont, dass die aufSerordentlichen Mittel, die zur Unterstiitzung der Erholung der Union
bereitgestellt wurden, eine Chance darstellen, die nicht ungenutzt bleiben darf;

24.  betont die negativen Auswirkungen der COVID-19-Krise auf den Arbeitsmarkt in der Union und die sich daraus
ergebenden beispiellosen Arbeitsplatzverluste insbesondere in strategischen Branchen sowie die damit verbundene
Zunahme der Armut und der Unterschiede bei den Lebensstandards, von der insbesondere junge Menschen, Frauen und
Arbeitskrifte mit gering qualifizierten Tatigkeiten und in prekiren Beschiftigungsverhiltnissen betroffen sind;

25.  bestitigt, dass das Vorkrisenniveau der vierteljahrlichen Produktion in den Mitgliedstaaten bis Ende 2022 wieder
erreicht sein diirfte; hebt hervor, dass es fiir eine nachhaltige Erholung von zentraler Bedeutung ist, hochwertige und — zur
Verhinderung von Ungleichgewichten zwischen einzelnen Regionen — gleichmifig iiber die gesamte Union verteilte
Arbeitspldtze fiir mittel- und geringqualifizierte Arbeitskrifte und insbesondere fiir Frauen und junge Menschen zu schaffen,
da sie sich als fiir die Widerstandsfihigkeit der Gesellschaften und Volkswirtschaften der Union als unentbehrlich erwiesen
haben; vertritt die Auffassung, dass die Sozialpartner eine entscheidende Aufgabe dabei haben, die Entwicklung der
Arbeitsmirkte einzuschitzen und Arbeitskriften, die von strukturellen Verdanderungen betroffen sind, einen reibungslosen
Ubergang zu ermdglichen; ist der Ansicht, dass eine Stirkung der Tarifverhandlungsstrukturen auf allen Ebenen unerlisslich
ist, um hochwertige und nachhaltige Arbeitsplitze zu schaffen;

26.  betont, dass eine hochwertige Bildung, gut ausgebildete Arbeitskrifte und die Forderung von Forschung und
Innovation die Voraussetzungen fiir nachhaltige Erholung und den sozialen Zusammenhalt sind; weist darauf hin, dass
mittel- und geringqualifizierte Arbeitnehmer die Chance zur Umschulung und Weiterqualifizierung erhalten miissen;
besteht darauf, dass nachhaltigen Investitionen in eine hochwertige Lehrlingsausbildung, die Beteiligung Erwachsener am
lebenslangen Lernen und die Weiterbildung der Arbeitnehmer Vorrang eingerdumt werden muss; weist darauf hin, dass eine
inklusive wirtschaftliche Erholung nachhaltige offentliche und private Investitionen erfordert, um die Aus- und
Weiterbildung von Arbeitslosen und Geringqualifizierten sicherzustellen, damit sie zertifizierte grundlegende Kompetenzen,
fachspezifische Fertigkeiten und Schliisselkompetenzen erwerben konnen, durch die Qualifikationen erworben und
berufliche Uberginge moglich gemacht werden; erachtet es in diesem Zusammenhang als wichtig, die EU-Bildung-
sprogramme zu stirken, die Aus- und Weiterbildung an die Bediirfnisse der Gesellschaft und der Wirtschaft anzupassen,
Beschiftigte und Lehrkrifte zu unterstiitzen sowie Investitionen in die digitale, griine und soziale Infrastruktur zu fordern;
betont, dass eine gerechte Umsetzung der Kompetenzagenda der EU fir alle von entscheidender Bedeutung fiir die
Bekdmpfung des Fachkriftemangels ist; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ihre Bemithungen um
Investitionen in erschwingliche, zugingliche, inklusive und hochwertige Angebote der beruflichen Bildung auf ein
Hochstmafs zu steigern, Weiterbildungs- und Umschulungsmaffnahmen zu verstirken — auch mit Blick auf digitale
Kompetenzen und Querschnittskompetenzen — und lebenslanges Lernen zu fordern, um die Arbeitskrifte auf die
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Bediirfnisse des Arbeitsmarktes im Lichte des 6kologischen und des digitalen Wandels vorzubereiten; unterstreicht, dass die
gegenseitige Anerkennung von Qualifikationen unentbehrlich ist, um den Fachkriftemangel und die Diskrepanz zwischen
Angebot und Nachfrage bei Qualifikationen zu bewiltigen;

27.  begriflt den Vorschlag der Kommission, die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts fir Manner und
Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit durch mehr Lohntransparenz und Durchsetzungsmechanismen zu stirken;
begriifSt, dass dieser Vorschlag die Einfiihrung verbindlicher Manahmen zur Lohntransparenz umfasst; fordert, dass diese
Maffnahmen rasch angenommen werden, um eine weitere Zunahme der geschlechtsspezifischen Ungleichheiten zu
verhindern; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, das Unternehmertum von Frauen zu unterstiitzen und
ihren den Zugang zu Finanzmitteln zu erleichtern; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Blockade der Verhandlungen iiber die
Richtlinie iiber Frauen in Aufsichtsriten im Rat unverziiglich aufzuheben;

28.  betont, dass unbedingt sichergestellt werden muss, dass die Arbeitnehmer in der Union durch angemessene,
gesetzlich oder tarifvertraglich festgelegte Mindestlohne im Einklang mit den nationalen Traditionen und Gepflogenheiten
geschiitzt sind, sodass sie unabhingig von ihrem Arbeitsort einen angemessenen Lebensstandard haben; begriifSt in diesem
Zusammenhang den Vorschlag der Kommission fiir eine Richtlinie tiber angemessene Mindestlohne in der EU, die darauf
abzielt, die tarifvertragliche Abdeckung zu erhohen, Armut trotz Erwerbstitigkeit zu bekdmpfen und die soziale
Aufwirtskonvergenz zu erhohen;

29.  hilt es fur erforderlich, die Finanz- und Personalausstattung der offentlichen Arbeitsvermittlungsstellen zu erhéhen;
fordert die Mitgliedstaaten auf, wirksame Mechanismen fur das Leistungsmanagement in den offentlichen Arbeitsver-
mittlungsstellen einzurichten, um die Auswirkungen ihrer Arbeitsmarktprogramme zu bewerten und Verbesserungs-
moglichkeiten zu priifen; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre offentlichen Arbeitsvermittlungsstellen mit technologischen
Losungen auszustatten, die es ihnen ermoglichen, die Einstellung von Arbeitssuchenden effizienter zu optimieren und deren
Kompetenzen besser zu bewerten und auf die am Arbeitsmarkt vorhandenen Stellen abzustimmen;

30.  weist die Mitgliedstaaten erneut darauf hin, dass ein unabhingiges Leben, hochwertige Sozial- und Arbeitsver-
mittlungsdienste, ein angemessener Sozialschutz und eine starkere Sozialwirtschaft fiir ein menschenwiirdiges Leben fiir alle
Menschen mit Behinderungen unentbehrlich sind, wie in der EU-Strategie fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen
hervorgehoben wird;

31.  fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, mit einem spezifischen System die Schaffung hochwertiger
Arbeitsplatze in allen Branchen zu iiberwachen, einschlieflich derjenigen, die durch offentliche Investitionen geschaffen
werden, wozu auch ein eigener Abschnitt tiber umweltvertrigliche und digitale Arbeitsplitze gehoren sollte, wobei die
Geschlechterperspektive und das Diskriminierungsverbot zu beriicksichtigen sind, und sich auf ein System von Auflagen
zur Schaffung hochwertiger und umweltvertraglicher Arbeitsplatze fir Unternehmen, die offentliche Mittel der EU
beantragen, zu einigen; fordert eine genaue Uberwachung der aktiven Bemithungen im Rahmen von Mafnahmen zur
gleichberechtigten Beteiligung der Menschen, die auf dem Arbeitsmarkt von hochwertigen Arbeitsplitzen am meisten
entfernt sind; betont, dass der Zugang zu offentlichen Mitteln der EU von der Auflage abhingig gemacht werden muss, dass
die Rechte der Beschiftigten und Tarifvertrdge eingehalten werden;

32, fordert die Mitgliedstaaten auf, Mafinahmen zu ergreifen, um den mangelnden Zugang zu Sozialschutzsystemen zu
beheben, insbesondere durch die Umsetzung der Empfehlung des Rates vom 8. November 2019 zum Zugang zum
Sozialschutz fiir Arbeitnehmer und Selbststindige (*%); begriifit nochmals die Annahme dieser Empfehlung als ersten Schritt
und die Zusage der Kommission, die Sozialschutzsysteme in der Union zu stirken; betont jedoch, dass es erforderlich ist,
einen universellen Zugang zum Sozialschutz zu verwirklichen, insbesondere vor dem Hintergrund der derzeitigen
schwierigen Bedingungen; fordert die Kommission auf, einen EU-Rechtsrahmen vorzulegen, der darauf abzielt,
menschenwiirdige Arbeitsbedingungen, Rechte und den Zugang zum Sozialschutz fiir Arbeitnehmer, die auf
Online-Plattformen beschiftigt sind, und fiir Erwerbstitige in atypischen Beschiftigungsverhiltnissen zu stirken und
sicherzustellen;

33.  fordert die Kommission auf, ihren Rahmen fiir die Griindung und Entwicklung von Genossenschaften und
Unternchmen der Sozialwirtschaft, die ihrem Wesen nach ein groferes Gewicht auf faire Arbeitsbedingungen und die
Starkung der Gestaltungs- und Entscheidungsmacht der Beschiftigten legen, zu aktualisieren;

34.  betont, dass die Union nur dann Vorreiter einer nachhaltigen und globalen Erholung sein kann, mit der die
Volkswirtschaften der Union modernisiert und dabei hochwertige Arbeitsplitze gesichert werden, wenn Millionen gut
bezahlter Arbeitsplatze, auch fur mittel- und geringqualifizierte Arbeitskrafte, geschaffen werden, wobei gleichzeitig fur
soziale und wirtschaftliche Aufwirtskonvergenz und gleiche Chancen fiir alle gesorgt wird, sodass jeder zum europaischen
Aufbauwerk beitragen kann; besteht darauf, dass mehr Investitionen in die griine, digitale und soziale Infrastruktur, in
offentliche Dienstleistungen, Bildung und soziale Dienstleistungen sowie in Forschung, Innovation und CO -freie

(%  ABL C 387 vom 15.11.2019, S. 1.
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Technologien erforderlich sind, wobei die Besonderheiten von Kleinstunternehmen und KMU als wichtige Akteure im
Wirtschaftsgefiige der Union zu beriicksichtigen sind, um ihr Innovationspotenzial zu nutzen und gleichzeitig den Zugang
der KMU zu offentlichen und privaten Mitteln zu verbessern und nachhaltige, wachstumsfreundliche Investitionen
sicherzustellen; fordert, dass die soziale und nachhaltige Dimension der Industriestrategie gestirkt wird, mit besonderem
Fokus auf hochwertige Beschiftigung und strategische Wertschopfungsketten in der EU;

35. ist besorgt iiber die schwerwiegenden sozialen Auswirkungen der COVID-19-Krise und ihre beschiftigungs-
bezogenen Folgen, insbesondere fiir junge Menschen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, daftir Sorge zu
tragen, dass alle jungen Unionbiirgerinnen und Unionsbiirger Zugang zu allgemeiner und beruflicher Bildung und zum
Arbeitsmarkt haben; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, der Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit
Vorrang einzurdumen, auch im Rahmen des Aufbauinstruments NextGenerationEU, Finanzinstrumente wie die
Jugendgarantie und europdische Programme wie Erasmus+ in vollem Umfang zu nutzen und geeignete Maflnahmen zu
ergreifen, um die Jugendarbeitslosigkeit zu bekdmpfen und die Beschiftigungsfihigkeit junger Menschen zu verbessern;
betont dariiber hinaus, dass als Reaktion auf die Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die Beschiftigung Mittel aus dem
neuen Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung mobilisiert werden konnten; fordert die Mitgliedstaaten
auf, daher ziigig Finanzierungsantrige bei der Kommission einzureichen, um die Arbeitnehmer in der Union, die infolge der
COVID-19-Pandemie ihren Arbeitsplatz verloren haben, bei ihrer Umschulung, Neuqualifizierung und Wiedereingliederung
in den Arbeitsmarkt zu unterstiitzen;

36.  betont, dass die Beschiftigungsmobilitdt innerhalb der EU wichtig ist und dass die Freiztigigkeit der Arbeitnehmer
zum Wirtschaftswachstum und zum Zusammenhalt in der Union beitrigt und Beschiftigungsmdglichkeiten schafft;
unterstreicht auflerdem, dass die Beschiftigungsmobilitit mit fairen und gemeinsamen Regeln einhergehen muss, die auf
dem Grundsatz der Gleichbehandlung basieren; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, die Umsetzung und
Durchsetzung der Vorschriften fur die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer zu iiberwachen; fordert die Kommission auf, der
Abwanderung von Fachkriften in bestimmten Regionen und Branchen auf den Grund zu gehen und mobile Arbeitnehmer
zu unterstiitzen, indem eine faire Mobilitét sichergestellt und die Ubertragbarkeit von Rechten und Anspriichen gestarkt
wird; fordert die Mitgliedstaaten auf, konsequent auf die Digitalisierung offentlicher Dienstleistungen hinzuarbeiten, um
eine faire Arbeitskraftemobilitit zu fordern, insbesondere im Hinblick auf die Koordinierung der Systeme der sozialen
Sicherheit; fordert die Kommission daher auf, einen ambitionierten Vorschlag fiir einen digitalen EU-Sozialver-
sicherungspass vorzulegen;

37.  unterstreicht, dass die COVID-19-Krise gezeigt hat, dass es eines gemeinsamen Ansatzes der Union zur
Gesundheitsforderung und insbesondere zum Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz bedarf; fordert die Schaffung der
Europdischen Gesundheitsunion, die auf den Grundsitzen der Solidaritit, der strategischen Autonomie und der
Zusammenarbeit beruhen und mit der sichergestellt werden sollte, dass Aspekte der offentlichen Gesundheit in den
Mittelpunkt der Erarbeitung und Umsetzung aller im Vertrag verankerten politischen MafSnahmen und Aktivititen der EU
geriickt werden, einschlieflich einer systematischen Bewertung der Auswirkungen aller relevanten Politikbereiche auf die
Gesundheit; begriifft das ambitionierte Ziel, die Zahl arbeitsbedingter Todesfille auf null zu senken, das im neuen
strategischen Rahmen der EU fiir Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz vorgegeben wird; bekriftigt, dass
reproduktionstoxische Stoffe in den Geltungsbereich der Richtlinie tiber Karzinogene und Mutagene (*) und gefihrliche
Arzneimittel in den Anhang 1 dieser Richtlinie aufgenommen werden sollten, um das Personal im medizinischen Bereich
besser zu schiitzen;

38.  weist erneut darauf hin, dass in Grundsatz 15 der europdischen Siule sozialer Rechte festgelegt ist, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Selbststindige im Ruhestand das Recht auf ein Ruhegehalt haben, das ein
angemessenes Einkommen sicherstellt, und dass jeder Mensch im Alter das Recht auf Mittel hat, die ein wiirdevolles Leben
sicherstellen;

Synergieeffekte zwischen dem Europdischen Semester und den nationalen Aufbau- und Resilienzplinen

39.  Dbetont, dass die linderspezifischen Empfehlungen, die zu den in der Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitit festgehaltenen sozialen Zielen beitragen, in den nationalen Aufbau- und Resilienzplanen beriicksichtigt
werden missen und dass die landerspezifischen Empfehlungen mit Blick auf die nationalen Aufbau- und Resilienzpline in
einer Weise auszulegen sind, die zur Verwirklichung der sozialen Ziele der Verordnung einschlieflich des wirtschaftlichen,
sozialen und territorialen Zusammenhalts beitrdgt; besteht darauf, dass die Aufbau- und Resilienzpline gemaf der
Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit zur Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen fiir nachhaltige
Entwicklung, zur Umsetzung der EU-Wachstumsstrategie, so wie sie im Griinen Deal vorgesehen ist, und zur Einhaltung der
Grundsitze der europdischen Sdule sozialer Rechte beitragen miissen; weist erneut darauf hin, dass der Zyklus des
Europdischen Semesters fiir 2021 voriibergehend angepasst wurde, um die Einfihrung der Aufbau- und Resilienzfazilitit zu
beriicksichtigen; fordert, dass die Kommission in Bezug auf die soziale Dimension ehrgeiziger ist und fiir Kohdrenz
zwischen den lianderspezifischen Empfehlungen und den allgemeinen und spezifischen Zielen der Verordnung iiber die
Aufbau- und Resilienzfazilitdt sorgt;

(%) ABL L 158 vom 30.4.2004, S. 50.
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40.  weist erneut darauf hin, dass Reformen und Investitionen gemif der Verordnung iiber die Aufbau- und
Resilienzfazilitit ,[...] zur Schaffung hochwertiger und sicherer Arbeitsplitze und zur Inklusion und Integration
benachteiligter Gruppen fithren [sollten];

41.  betont, dass eines der Ziele der Verordnung tiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit darin besteht, die Schaffung
hochwertiger Arbeitsplatze zu fordern; unterstreicht, dass durch Arbeitsmarktreformen im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzpline zur Forderung hochwertiger Beschiftigung beigetragen werden muss; fordert die Kommission auf,
Arbeitsmarktreformen in den Aufbau- und Resilienzplinen zu diesem speziellen Thema zu analysieren; weist darauf hin,
dass in Artikel 152 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union vorgesehen ist, dass die Union die Rolle der
Sozialpartner auf Ebene der Union anerkennt und fordert und dabei ihre Autonomie achtet; weist warnend darauf hin, dass
sich die Kommission in keiner Weise in den Prozess des sozialen Dialogs auf nationaler Ebene einmischen sollte, der im
Rahmen der Reformen der Aufbau- und Resilienzpline stattfindet;

42.  fordert die Kommission auf, die sozialen Indikatoren aus dem sozialpolitischen Scoreboard des Europiischen
Semesters, insbesondere diejenigen, die sich auf menschenwiirdige Arbeit, soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit,
robuste Sozialsysteme und faire Mobilitit beziehen, in die gemeinsamen Indikatoren aufzunehmen, die im Rahmen der
Aufbau- und Resilienzfazilitit fiir die Berichterstattung iiber die Fortschritte und die Uberwachung und Bewertung der
nationalen Aufbau- und Resilienzpline verwendet werden sollen, und sie auch in die Methoden fiir die Erfassung sozialer
Aspekte, auch fiir die Garantie fiir Kinder und die Jugendgarantie aufzunehmen; betont, dass es die delegierten Rechtsakte,
die die Kommission in dieser Angelegenheit vorlegen wird, eingehend priifen wird, um festzustellen, ob die sozialpolitischen
Indikatoren, das sozialpolitische Scoreboard und die Methoden zur Erfassung sozialer Aspekte den Zielen entsprechen, und
um sich zu vergewissern, dass keine Einwidnde erhoben werden miissen;

43, betont, dass der soziale Dialog fiir die Sicherstellung effizienter Reformen und Investitionen entscheidend ist,
insbesondere in Bereichen, in denen die Uberginge zu tiefgreifenden Verinderungen fithren werden; unterstreicht, dass eine
angemessene Einbezichung der Interessentriger wie der nationalen Parlamente, der lokalen und regionalen Gebietskorper-
schaften, der Sozialpartner, nichtstaatlicher Organisationen und der Zivilgesellschaft in die Vorbereitung und Umsetzung
der Aufbau- und Resilienzpline fiir deren Erfolg entscheidend sein wird;

44.  betont, dass die Gleichstellung der Geschlechter gemdf der Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit bei
der Ausarbeitung und Durchfithrung der nationalen Aufbau- und Resilienzplane durchgingig zu beriicksichtigen ist und
geschlechterbezogene Berichterstattung und die durchgingige Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung nicht mit der
Nachverfolgung der sozialen Lage und sozialpolitischen Investitionen vermischt werden diirfen; vertritt die Auffassung, dass
die Gleichstellung der Geschlechter eine eigene Methode zur durchgehenden Beriicksichtigung im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzfazilitit verdient, und weist erneut darauf hin, dass das Europdische Institut fur Gleichstellungsfragen geeignete
Methoden entwickelt hat; hebt hervor, dass Investitionen in eine robuste Betreuungs- und Pflegeinfrastruktur gemaf8 der
Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit ebenfalls unentbehrlich sind, um die Gleichstellung der Geschlechter
und die wirtschaftliche Stirkung der Frauen sicherzustellen, widerstandsfihige Gesellschaften aufzubauen, prekiren
Bedingungen in Wirtschaftszweigen, in denen hauptsichlich Frauen beschiftigt sind, entgegenzuwirken, die Schaffung
hochwertiger Arbeitsplitze zu fordern sowie Armut und soziale Ausgrenzung zu verhindern und das Bruttoinlandsprodukt
zu steigern, da dadurch mehr Frauen einer bezahlten Tétigkeit nachgehen konnen;

45.  fordert, eine Pflegestrategic der Union mit einer starken Geschlechterdimension auszuarbeiten, in der ein
ganzheitlicher und lebenslanger Betreuungsansatz verfolgt werden sollte und gleichzeitig spezifische Mafnahmen und
Aktionen sowohl fur die formelle als auch fur die informelle Pflege sowie fuir unbezahlte Betreuungsarbeit vorgesehen sein
sollten; fordert die Mitgliedstaaten auf, bewdhrte Verfahren zu priifen und sich dariiber auszutauschen, wie gesellschaftliche
Gruppen mit besonderem Betreuungsbedarf unterstiitzt werden konnen, und wie die Zeiten, die fiir Betreuungsaufgaben
aufgewendet wurden, in den Rentensystemen beriicksichtigt werden konnen, um das geschlechtsspezifische Rentengefille
zu verringern; weist darauf hin, dass laut Eurofound der Anteil der Beschiftigten in der Langzeitpflege im vergangenen
Jahrzehnt um ein Drittel gestiegen ist — in groflem Gegensatz zu den anhaltend niedrigen Lohnen, die sie erhalten; fordert
die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass Pflegekrifte angemessene Lohne erhalten, da die Lohne in der Langzeitpflege
und anderen sozialen Diensten derzeit 21 % unter dem Durchschnitt liegen (*); fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten angesichts des Berichts iiber die Langzeitpflege 2021 auf, Reformen durchzufithren, mit denen die
gemeinsamen Ziele der Sicherstellung einer hochwertigen, fiir alle zuganglichen und erschwinglichen Langzeitpflege, die auf
finanziell nachhaltige Weise erbracht wird, angegangen werden; fordert wirksame aktive Arbeitsmarktmafinahmen und eine
wirksame Politik im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, damit das Privat- und Familienleben auch kiinftig
erhalten bleibt, auch durch die Umsetzung und Anwendung der Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben (*!)
und einen Vorschlag fiir eine Empfehlung des Rates zur Bereitstellung von Betreuungsmaglichkeiten;

() https:/[eige.europa.eu/covid-19-and-gender-equality/unpaid-care-and-housework
(") ABL L 188 vom 12.7.2019, S. 79.
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46.  hebt hervor, dass grofere Investitionen in das Gesundheitswesen und die Sozialfiirsorge, insbesondere in die Lohne,
Arbeitsbedingungen und Weiterbildung der Beschiftigten, unentbehrlich sind, damit die Beschaftigung und Bindung des
Personals verbessert wird, eine angemessene Personalausstattung sichergestellt ist und bedarfsorientierte Dienstleistungen
erbracht werden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass ein erheblicher Teil der
Investitionen aus den nationalen Aufbau- und Resilienzplanen fir die Verbesserung des Gesundheitswesens — auch in
Bezug auf die Arbeitsbedingungen und Personalausstattung —, fiir den Bedarf an Aus- und Fortbildungsmafinahmen und
den Ausbau wesentlicher Dienstleistungen, die Konsolidierung der Grundversorgung und die Forderung der langfristigen
Pflege und staatlicher Wohlfahrtseinrichtungen verwendet wird; besteht darauf, dass die in den Stresstests der Gesundheits-
und Sozialbranche identifizierten Schwichen durch die nationalen Aufbau- und Resilienzpline, das nichste Aktions-
programm der EU zur Gesundheitsforderung (EU4Health) und durch die linderspezifischen Empfehlungen zu diesen
Branchen angegangen werden sollten;

47.  betont, dass sich die Investitionsliicke im Bereich des erschwinglichen Wohnraums auf jihrlich 57 Mrd. EUR belduft;
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass angemessene und erschwingliche
Sozialwohnungen in ausreichender Zahl vorhanden sind, um den Wohnungsbedarf der Bevolkerung zu decken und die
Uberlastung durch Wohnkosten zu senken; fordert die Kommission auf, dieses Ziel in die linderspezifischen Empfehlungen
aufzunehmen; fordert in diesem Zusammenhang eine Reform des Rahmens fiir die wirtschaftspolitische Steuerung, um es
den Mitgliedstaaten zu ermoglichen, die erforderlichen 6kologischen und sozialen offentlichen Investitionen, auch im
Zusammenhang mit der Entwicklung und Verbesserung des sozialen, offentlichen, erschwinglichen und energieeffizienten
Wohnraums, zu titigen; betont, dass Obdachlosigkeit eine der extremsten Formen der sozialen Ausgrenzung ist; begriifSt die
Griindung der Europdischen Plattform zur Bekdmpfung von Obdachlosigkeit, die mit dem Endziel verbunden ist,
Obdachlosigkeit bis 2030 ein Ende zu bereiten; fordert die Mitgliedstaaten auf, ambitionierte nationale Strategien zu
verabschieden, die mit angemessenen nationalen und EU-Mitteln ausgestattet sind und auf dem Grundsatz ,Wohnraum
zuerst® beruhen, mit dem die Verhinderung von Obdachlosigkeit gefordert und der Zugang zu angemessenem, sicherem
und erschwinglichem Wohnraum ermdglicht wird; fordert die Kommission nachdriicklich dazu auf, eine umfassende
Strategie zur Armutsbekdmpfung vorzuschlagen;

48.  weist erneut darauf hin, dass die Verordnung iiber die Aufbau- und Resilienzfazilitit vorschreibt, dass die
durchgingige Beriicksichtigung der Chancengleichheit fir alle bei der Ausarbeitung und Durchfihrung der nationalen
Aufbau- und Resilienzpldne sichergestellt werden sollte, was angesichts der steigenden Ungleichheit in mehreren
EU-Mitgliedstaaten dringend erforderlich ist; fordert die Kommission auf, mithilfe der relevanten zivilgesellschaftlichen
Organisationen und der Gleichstellungseinrichtungen in den Mitgliedstaaten zu diesem Zweck besonderes Augenmerk auf
die Uberwachung der Umsetzung der nationalen Aufbau- und Resilienzpline zu legen;

49.  hebt hervor, dass der digitale und der okologische Wandel und Investitionen auch aus sozialer Sicht bewertet werden
sollten, damit das Risiko des Verlusts von Arbeitspldtzen, von Storungen des Arbeitsmarktes und der Polarisierung der
Arbeitsplitze aufgrund des Wegfalls von Arbeitsplitzen, die ein mittleres Qualifikationsniveau erfordern, nicht eintritt und
sichergestellt wird, dass die Digitalisierung und der 6kologische Wandel in Unternehmen nicht als Vorwand fur Strategien
zur Senkung der Kosten durch Einsparung von Arbeitskriften dienen;

50.  betont, dass der soziale Dialog und Tarifverhandlungen wichtige Instrumente fiir Arbeitgeber und Gewerkschaften
sind, um fiir gerechte Lohne und faire Arbeitsbedingungen zu sorgen, und dass die Resilienz der Mitgliedstaaten in Zeiten
der Wirtschaftskrise durch starke Tarifverhandlungssysteme verbessert wird;

51.  fordert, dass die Uberwachung des Semesters die Uberwachung der Mobilitit der Arbeitnehmer und die Einhaltung
der Arbeitnehmerrechte — insbesondere der Arbeitnehmerrechte von Saisonarbeitnehmern — umfasst;

(6]
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52.  beauftragt seinen Prisidenten, diese EntschlieBung dem Rat und der Kommission zu {ibermitteln.



	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 20. Oktober 2021 zu der Beschäftigungs- und Sozialpolitik des Euro-Währungsgebiets 2021 (2021/2062(INI))

